
Schwerpunkt LANV-Präsident blickt auf 2020 zurück

VON DANIELA FRITZ

«Volksblatt»: Vor 100 Jahren wurde 
der Liechtensteinische Arbeitneh-
merInnenverband (LANV) gegrün-
det, auch wenn aus der grossen Jubi-
läumsfeier im Jahr 2020 aufgrund 
der Coronapandemie nichts wurde. 
Was sind in Ihren Augen die gröss-
ten Errungenschaften des LANV?
Sigi Langenbahn: In der Sozialpart-
nerschaft waren das sicher die Ge-
samtarbeitsverträge mit der Indust-
rie und dem Gewerbe. Grundsätz-
lich führen wir eine konstruktive So-
zialpartnerschaft. Zwar kommt es 
immer wieder zu Konfrontationen, 
aber bisher konnten wir immer im 
sozialen Dialog gute Kompromisse 
finden. Der LANV ist nicht berühmt 
fürs Streiken, aber Streik sollte im-
mer das letzte Mittel sein, wenn die 
Dialogbereitschaft fehlt. Auf politi-
scher Ebene war der LANV Vor-
kämpfer beim Ausbau der Sozialge-
setzgebung. Nach mehreren Vorstös-
sen wurde in einer Volksabstim-
mung im Dezember 1952 die Geset-
zesvorlage zur AHV angenommen 
und auch bei der Einführung der Fa-
milienausgleichskasse im Jahr 1958 
war der LANV massgeblich beteiligt.  
Oft wird gar nicht wahrgenommen, 
dass wir uns immer wieder aktiv in 
die Gesetzgebung einbringen und ei-
niges bewirken, von dem alle profi-
tieren. Ein Beispiel aus der jüngeren 
Vergangenheit ist der bezahlte Pfle-
geurlaub von bis zu drei Tagen, der 
über das EU-Mindestmass geht. Da-
von profitieren berufstätige Eltern 
enorm, auch in der jetzigen Corona-
pandemie. Im Bereich der besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
stehen wir aber noch vor grossen 
Aufgaben.

Da kommt über die EU-Richtlinie, 
die einen bezahlten Vaterschafts- 
beziehungsweise Elternurlaub vor-
sieht, ja auch Druck von aussen. 
Die EU schreibt den EU- und EWR-
Ländern bezahlten Vaterschaftsur-
laub von mindes-
tens zwei Wochen 
vor. Ein Anfang, 
aber noch zu we-
nig. Seit 20 Jahren 
beschäftigen wir 
uns mit bezahltem 
Elternurlaub. Auch 
an dieser EU-Richtlinie hat der 
LANV im Europäischen Gewerk-
schaftsbund EGB mitgearbeitet. Die 
zwei Wochen sind ein Kompromiss 
der Europäischen Sozialpartner. 
Neben dem Vaterschaftsurlaub 
sieht die Richtlinie auch die ange-
messene Bezahlung von zwei der 
vier Monate Elternurlaub vor. Jetzt 
geht es erst mal darum, die EU-
Richtlinie familienfreundlich um-
zusetzen. Knackpunkt wird sein, 
was «angemessen bezahlt» heisst 
und wer dies finanziert. Die Regie-
rung muss nun endlich handeln 
und auch die Wirtschaftskammer, 
die über viele Jahre sogar den unbe-
zahlten Elternurlaub bekämpft hat-
te, sieht mittlerweile ein, dass es in 
Zukunft nicht mehr ohne die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
gehen wird. Ich bin aber zuversicht-
lich, dass wir eine für alle tragbare 
Lösung finden.

Die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf war 2020 sicher eine der zent-

ralen Herausforderungen für Ar-
beitnehmer, vor allem im Frühjahr, 
als die Schulen geschlossen waren. 
Auch sonst waren die Arbeitnehmer 
stark gefordert – hat die Coronapan-
demie den Arbeitnehmerschutz 
eher zurückgeworfen oder gab es 
auch Verbesserungen?
Im Moment ist das noch schwer zu 
beurteilen. Wir konnten viel Solida-
rität zwischen den Arbeitgebern 
und Arbeitneh-
mern feststellen. 
Es fand auch eine 
Sensibil isierung 
für Themen wie 
Homeoffice statt. 
Neben bürokrati-
schen Hürden ist 
Homeoffice nicht für jeden Arbeitge-
ber, aber auch nicht für jeden Ar-
beitnehmer geeignet. Neben dem co-
ronabedingten Stress mit Kinderbe-
treuung und Homeschooling kann 
Homeoffice auch zu Vereinsamung 
führen. Einerseits hat man mehr 
Freiheiten, andererseits fehlt ein-
fach der Austausch in der Firma. 
Aus diesen Erkenntnissen müssen 
jetzt Konzepte entwickelt werden, 
die für alle stimmen.

Was müsste man aus Ihrer Sicht ver-
bessern, damit Homeoffice in Zu-
kunft sowohl für Arbeitgeber als 
auch für Arbeitnehmer ein gutes 
Modell ist?
Ein grosses Problem ist die Sozial-
versicherungspflicht für Grenzgän-
gerinnen und Grenzgängern. Das 
Thema hat uns immer wieder be-
schäftigt. Wenn etwa ein Grenzgän-
ger am Wohnort einen kleinen Ne-
benjob hatte, musste er sich dort 
versichern. Heute liegt die Grenze 
bei einem Beschäftigungsgrad von 
25 Prozent, was sich beim pande-
miebedingten Homeoffice als zu we-
nig herausstellte. Die Grenze wurde 
zwar coronabedingt aufgehoben, 
aber es müssen im EU-Recht lang-
fristige Lösungen gefunden werden. 
Zum anderen kann nicht jeder im 

Homeoffice arbei-
ten, etwa in der 
Produktion. Darin 
lauert die Gefahr 
einer Zweiklassen-
gesellschaft, wie 
sie schon früher 
zwischen Ange-

stellten und Arbeitern bestand. 
Denn wer im Homeoffice ist, hat vie-
le Vorteile: So fallen beim Homeoffi-
ce der Arbeitsweg und ausserhäusli-
che Verpflegung weg. Es gibt aber 
noch andere Facetten, wo ein Aus-
gleich geschaffen werden muss. Die-
ser kann finanzieller Natur, aber 
auch ein Zeitausgleich sein.

Homeoffice hat sicher viele Vorteile. 
Aber wo liegen die Schattenseiten?
Privat- und Berufsleben lassen sich 
weniger gut trennen. Manche mei-
nen zwar, dass sich das in Zukunft 
ohnehin immer mehr vermischt. 
Aber es hat sich bereits gezeigt, dass 
das auf Dauer nicht gut ist, insbeson-
dere für Familien. Im Homeoffice be-
steht die Gefahr, dass man am Sams-
tag und Sonntag angerufen wird oder 
Mails beantworten soll. Hier braucht 
es klare Regeln zur Wahrung der Pri-
vatsphäre. Coronabedingt stieg zu-
dem wie schon erwähnt die Mehr-
fachbelastung mit Kinderbetreuung 
und Fernunterricht. Die Regierung 

hat zwar Fremdbetreuungsangebote 
geschaffen. Allerdings dauerte es, bis 
dies angelaufen ist, und viele Eltern 
wussten nichts von dem Angebot. So 
haben viele Arbeitnehmer ihre Feri-
en und Überstunden geopfert. Jetzt 
befinden wir uns wieder in einer 
Phase, in der wir nicht wissen, wie es 
weitergeht. Nach unserer erfolglosen 
Petition haben wir der Regierung 
empfohlen, wenigstens einen Plan B 

zu entwerfen, 
falls die Schulen 
wieder zusperren 
müssen oder die 
Quarantänezah-
len massiv anstei-
gen. Die Situation 
vom Frühjahr 

darf sich nicht wiederholen, damit 
die Ferien für 2021 nicht gleich zu 
Beginn des Jahres aufgebraucht sind. 

Was hat sich durch die Krise noch 
verschärft?
Im Bereich der 24-Stunden-Betreu-
ung spitzt sich die Situation zu, weil 
die Betreuerinnen aus dem Osten 
Europas nach der Einreise zuerst in 
Quarantäne müssen. Laut Regie-
rung sollen die Haushalte einsprin-
gen und auch während der Quaran-
täne einen Lohn zahlen. Aber es gibt 
dazu keine Verpflichtung. Das ist ei-
ne schwierige Situation. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass oft der 
Platz für die Isolation fehlt, weil die 
andere Betreuerin ja noch arbeitet. 
Auch die Kulturschaffenden wurden 
von den Pandemiemassnahmen ext-
rem getroffen, hier muss mehr res-
sortübergreifend gehandelt werden. 
Kultur- und Kreativwirtschaft ist ein 
Wirtschaftssektor wie andere auch.

Auffallend war, dass die Liechten-
steinische Industrie- und Handels-
kammer (LIHK), die Wirtschafts-
kammer und der LANV zu Beginn 
der Pandemie schnell zusammenge-
funden und immer wieder aktuali-
sierte Richtlinien für die Arbeitge-
ber und -nehmer herausgegeben ha-
ben. Hat sich die Zusammenarbeit 
durch die Pandemie verbessert?
Die Zusammenarbeit ist gut, aber ich 
hätte mir schon vor Corona mehr ge-
meinsame Vorstösse gewünscht. Wir 
haben oft die gleichen Problemfel-
der, die aber jeder für sich selbst zu 
lösen versucht. Das ist schade, denn 
letztlich sollte unser gemeinsames 
Ziel eine nachhaltige Wirtschaft und 
gute, sichere Arbeitsplätze sein. Die 
Folgen der Pandemie haben uns an-
fangs alle überfordert. Mit der Zeit 
hat sich aber zwischen den Sozial-
partnern eine Solidarität entwickelt, 
und es wurde eine gemeinsame Ba-
sis gefunden. Es gab auch Rechtsun-
sicherheiten wie bei Homeschooling 
und Quarantäne. Eine Rechtsmei-
nung ist, dass in solchen Fällen die 
Lohnfortzahlung durch den Arbeit-
geber besteht. Die sind aber schon 
genug gebeutelt. Diese zusätzliche 
Last der Lohnfortzahlung kann auch 
nicht im Sinne der Arbeitnehmen-
den und des Erhalts der Arbeitsplät-
ze sein. In der Schweiz wurde die 
Lohnfortzahlung aufgrund dieser 
Rechtsunsicherheit in die staatli-
chen Massnahmen aufgenommen. 
Auch unsere Petition zielte darauf 
ab, diese Frage nicht von einem Ge-
richt entscheiden zu lassen. Die Re-
gierung hat zwar rasch die Fremdbe-
treuung forciert, doch viele berufs-

tätige Eltern übernahmen die Kin-
derbetreuung selbst und damit auch 
Erwerbsausfälle, Minusstunden und 
Ferienabzug. Wir hoffen, dass sich 
die Lage sich trotz weiterem Anstieg 
der Fallzahlen mit der in Aussicht ge-
stellten Impfung beruhigt.

Weniger gut lief bisher die Zusam-
menarbeit im Bereich der Gastrono-
mie, wo noch immer ein allgemein-
verbindlicher Gesamtarbeitsvertrag 
fehlt. 
Wir bemühen uns seit Jahren um ei-
nen Gesamtarbeitsvertrag (GAV) in 
der Gastronomie, 
der für alle ver-
bindlich ist. Ins-
besondere Grenz-
gängerinnen und 
Grenzgänger wur-
den immer wie-
der zu bedenkli-
chen Löhnen ein-
gestellt, was auch 
die Löhne der Inländer vermehrt 
unter Druck setzt. Per Ende des Jah-
res löste sich die Sektion Gastrono-
mie der Wirtschaftskammer auf, 
womit auch der Gesamtarbeitsver-
trag seine Gültigkeit verlor. In der 
Vergangenheit scheiterte ein allge-

meinverbindlicher GAV mehrfach 
am Widerstand einzelner Mitglieder 
des Hotel- und Gastronomiever-
bands, doch erste Vorgespräche mit 
den Exponenten beider Verbände 
stimmen mich zuversichtlich, im 
kommenden Jahr doch noch einen 
GAV für die gesamte Hotel- und Gas-
trobranche hinzubekommen. Die Si-
tuation bezüglich Mindestlöhne ist 
ohnehin nicht mehr so dramatisch, 
seit eine dreigliedrige Kommission 
zur Überwachung des Arbeits-
markts Regeln auf der Basis von be-
rufs- und branchenüblichen Löhnen 

aufgestellt hat, 
die nicht unterbo-
ten werden dür-
fen. Sie wirken 
ähnlich wie ge-
setzliche Mindest-
löhne. Aber wir 
bevorzugen klar 
gesamtarbeitsver-
tragliche Mindest-

löhne, die nicht vom Staat, sondern 
von den Sozialpartnern festgelegt 
werden.

Flexibilisierung, weniger Lohn 
durch Kurzarbeit, Mehrfachbelas-
tung durch Homeoffice und Fernun-

Sigi Langenbahn: «Viele 
Arbeitnehmer haben Ferien 
und Überstunden geopfert»
Interview Sind Arbeitnehmer die Verlierer der Krise? Nein, findet Sigi Langenbahn: Die Ge-
samtwirtschaft sei unter Druck, das betreffe Firmen ebenso wie deren Belegschaft. Vielmehr 
hat der LANV-Präsident eine Solidarität zwischen Arbeitgebern und -nehmern beobachtet.

«Die EU schreibt be-
zahlten Vaterschaftsur-

laub von mindestens zwei 
Wochen vor. Ein Anfang,

aber noch zu wenig.»

«Es ist zu befürchten,
dass sich viele Familien

im unteren Einkommens-
segment verschulden und 

sich das Ausmass erst in den 
nächsten Jahren zeigt.»

«Die Situation vom Früh-
jahr darf sich nicht wieder-

holen, damit die Ferien 2021 
nicht schon zu Beginn des 
Jahres aufgebraucht sind.»

Präsident Sigi Langenbahn hätte sich das 100. Jubiläumsjahr des LANV
anders vorgestellt. Mit dem «Volksblatt» wirft er einen Blick zurück auf das 
turbulente Jahr 2020 – und formuliert klare Forderungen für 2021. (Foto: MZ)
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terricht. Sind in Ihren Augen die Ar-
beitnehmer die Verlierer der Coro-
nakrise? 
Ich glaube nicht, dass die Arbeitneh-
menden die Verlierer der Krise sind. 
Die Gesamtwirtschaft ist unter 
Druck, das betrifft die Firmen eben-
so wie deren Belegschaft. Mit der 
Kurzarbeit haben wir in Liechten-
stein ein gutes System zur Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit, das ha-
ben vergangene Krisen deutlich ge-
zeigt. Kurzarbeit sollte auch nicht an 
zu viele Bedingungen geknüpft wer-
den. So wurde in der vergangenen 
Finanzkrise in Österreich Kurzar-
beit an ein Kündigungsverbot ge-
knüpft, worauf nur sehr wenige Ar-
beitgeber in Vorarlberg um Kurzar-
beit angesucht haben, um flexibel 
zu bleiben. Die Kündigungszahlen 
waren damals deutlich höher als bei 
uns. Natürlich sind wir gerade in der 
jetzigen Krise nicht gefeit vor Kündi-
gungen. Aktuell sehen die Zahlen 
noch gut aus, aber in manchen Bran-
chen, etwa im Bausektor, können 
die Folgen der Pandemie durch In-
vestitionsstopps verzögert einschla-
gen. Wir haben das auch bei den 
Lohnverhandlungen gespürt, ob-
wohl die Ergebnisse besser als er-

wartet ausfielen. Insbesondere bei 
den Mindestlöhnen konnten wir 
Fortschritte erzielen. Das wirkt sich 
auch positiv bei Krisen aus, denn 
tiefe Löhne generieren auch tiefe 
Kurzarbeits- und Arbeitslosenent-
schädigungen, da diese nur 80 Pro-
zent des Lohnausfalls betragen. Es 
ist zu befürchten, dass sich in dieser 
Zeit viele Familien im unteren Ein-
kommenssegment verschulden und 
sich das Ausmass erst in den nächs-
ten Jahren zeigen wird. 

Stösst hier die Kurzarbeitsregelung 
an ihre Grenzen?
Die Kurzarbeitsregelung ist an sich 
super. Ein paar Verbesserungen 
hätten wir uns trotzdem gewünscht: 
Zum Beispiel übernimmt in der 
Schweiz die öf-
fentliche Hand 
80 statt nur 60 
Prozent, bei uns 
muss der Arbeit-
geber selbst 
noch 20 Prozent 
beisteuern, und der Arbeitnehmer 
verzichtet auf 20 Prozent des 
Lohns. Zwar verlangt die Corona-
regelung keinen Abbau von Ferien 
und Überstunden. Trotzdem haben 

es viele Unternehmer verlangt, um 
die 20 Prozent Lohnanteil zu spa-
ren. Gefreut hat uns, dass einzelne 
Firmen trotzdem 100 Prozent des 
Lohns gezahlt haben. Vermutlich 
wären es aber noch mehr, hätte der 
Staat 80 Prozent des Lohnes über-
nommen. Wie schon erwähnt sind 
Entlassungen zu befürchten, da die 
Krise noch nicht überstanden ist. 
Mit Kurzarbeit kann man die Ein-
bussen eine Zeit lang ausgleichen. 
Aber langfristig wird nicht jede Fir-
ma die Krise schadlos überstehen. 
Erste Kündigungen haben wir 
schon erlebt. Ich denke, es wird vor 
allem gering qualifizierte Personen 
betreffen. Diese bekommen nur 80 
Prozent des ohnehin schon tiefen 
Lohnes und werden sich am 
schwersten tun, gleich wieder ei-
nen Job zu finden. Sollte die Krise 
entgegen unserer Hoffnung noch 
länger anhalten, sollte die Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes um 6 
Monate verlängert werden. Der 
Gang zum Amt für Soziale Dienste 
bei unverschuldeter Langzeitar-
beitslosigkeit ist für viele erniedri-
gend. Diesbezüglich waren wir 
schon mit der Regierung im Ge-
spräch. 

Immerhin scheint langsam Licht am 
Ende des Tunnels, die Impfungen 
werden vorbereitet und sollen im 
neuen Jahr starten. Wie sehen Sie 
das, wird sich die Situation bessern 
oder sind Sie noch nicht so optimis-
tisch?
Die Impfungen sind ein Lichtblick, 
aber man darf nicht glauben, dass 
sich alles innerhalb eines halben 
Jahres legt. Jede Krise hinterlässt ih-
re Spuren am Arbeitsmarkt. Wenn 
es dann aber wieder aufwärtsgeht, 
stellt man nicht unbedingt gleich 
wieder neues Personal ein. Zuerst 
muss die bestehende Belegschaft 
mehr leisten. Und dann bleibt es 
einfach so, weil es ja funktioniert. In 
jeder Krise nimmt die Arbeitsver-
dichtung zu. Aber ich bin verhalten 
optimistisch, dass bis Ende nächstes 
Jahr das Gröbste überstanden ist. 
Positiv ist zudem die gewachsene 
Solidarität zwischen den Sozialpart-
nern, aber auch zwischen Arbeitge-
bern und -nehmern. 

Von den Arbeitnehmern wird im-
mer mehr Flexibilität gefordert. Eta-
bliert sich das weiter in der Krise?
Die Flexibilisierung gab es auch 
schon vor Corona und ist ja grund-
sätzlich etwas Positives, solange sie 
nicht einseitig ausgelegt wird. Ar-
beitgeber wünschen sich Flexibili-
sierung, um Auftragsschwankun-
gen abfangen oder Planungsfehler 
ausgleichen zu können. Die Wirt-
schaftskammer arbeitete vor der 
Krise an einem Flexibilisierungs-
modell, wo die Jahresarbeitszeit 
und nicht mehr die wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit massgebend ist.
Insofern hilft uns die Pandemie 
vielleicht sogar. Denn viele Arbeit-
nehmende, die es sich leisten konn-
ten, haben die Kurzarbeit genos-
sen, weil sie eine Entschleunigung 
erlebten. Auch durch die zuneh-
mende Digitalisierung könnten die 
Arbeitszeiten langfristig eher sin-
ken – auch wenn die Arbeitgeber 
damit aktuell noch Mühe haben. 
Die richtige Balance zu finden, wird 
eine grosse Herausforderung in den 
nächsten Jahren sein.

Was wünschen Sie sich für die Ar-
beitnehmerschaft im Jahr 2021?
Ich wünsche mir, dass die erlebte 
Solidarität zwischen Arbeitgeber 

und Arbeitneh-
mer, aber auch in 
der Gesellschaft 
anhält und wie-
der zu mehr ge-
genseitiger Wert-
schätzung führt. 

Das würde auch die Lösungsfindung 
in anderen wichtigen Handlungsfel-
dern der Digitalisierung und der 
Vereinbarkeit von Beruf und Privat-
leben vereinfachen.

«Ich wünsche mir, dass die 
erlebte Solidarität anhält und 
wieder zu mehr gegenseitiger 

Wertschätzung führt.»
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